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Stuttgart, den 09.12.2025 

Liga-Stellungnahme zur  
Verwaltungsvorschrift des Kultusministeriums über die Gewährung von 
Zuwendungen zur Durchführung von Sprachförderung im Jahr vor der Ein-
schulung (VwV SprachFit Säule 1) 
 

Sehr geehrter Herr Regierungsdirektor Dr. Kolb,  

Wir danken für die Übersendung des Entwurfs der „Verwaltungsvorschrift über 
die Gewährung von Zuwendungen zur Durchführung zur Sprachförderung im 
Jahr vor der Einschulung (VwV SprachFit – Säule 1)“ und nehmen die 
Gelegenheit zur Stellungnahme gerne wahr.  

Die Zielsetzung des Landes, Kindern mit intensivem Sprachförderbedarf eine 
wirksame Unterstützung im letzten Kita-Jahr zu ermöglichen, begrüßen wir 
ausdrücklich. Doch wie wir bereits in unserer Stellungnahme im September 2024 
zur entsprechenden Schulgesetzänderung geschrieben haben, hätten wir den 
Ausbau der alltagsintegrierten Sprachförderung für sinnvoller gehalten als die in 
dieser Form geplanten verbindlichen Sprachfördergruppen. Da Letztere politisch 
ausdrücklich gewollt sind, war und ist es uns ein Anliegen, dass die 
Rahmenbedingungen dieser Sprachfördergruppen so ausgestaltet sind, dass die 
betroffenen Kinder gut gefördert und weder sie noch ihre Eltern zugleich auch 
belastet werden.  

In der besagten Stellungnahme wie auch in unserer Stellungnahme von 
Dezember 2024 zum Entwurf der Artikelverordnung (beide Stellungnahmen sind 
in der Anlage zu ersehen) haben wir entsprechende Ergänzungsnotwendigkeiten 
zurückgemeldet. Ein besonderes Anliegen war und ist für uns, dass die 
erforderliche Beförderung der Kinder zum Lernort der verbindlichen 
Sprachfördergruppen klar und unmissverständlich hinsichtlich Verantwortung 
und Organisation sowie insbesondere mit Blick auf den im SGB VIII gesetzlich 
begründeten Kinderschutz geregelt ist. Diese erforderlichen Regelungen blieben 
im Schulgesetz wie auch in der Artikelverordnung vom 4. Februar 2025 aus.  
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Mittlerweile sollten in vielen gemeinsamen Gesprächen, initiiert vom 
Kultusministerium, für die noch offenen Fragen zur Beförderung der Kinder von 
der Kita an den Lernort der Sprachfördergruppen einvernehmliche Lösungen 
gefunden und in einer VwV geregelt werden. Der vorliegende Entwurf der VwV 
bezieht sich nun allerdings ausschließlich auf die Gewährung von Zuwendungen, 
deren Regelung - wie nachfolgend aufgezeigt wird – wiederum neue Fragen 
aufwirft. Mit der Engführung der VwV auf die Gewährung der Zuwendungen 
fehlen nach wie vor und somit auch zukünftig Regelungen für zentrale 
Rahmenbedingungen (Verantwortung und Organisation der Beförderung sowie 
der dabei zu gewährleistende Kinderschutz), die eine kindeswohlgerechte und 
praxistaugliche Umsetzung der Sprachfördergruppen ermöglichten.  

Zum vorliegenden Entwurf der VwV nehmen wir nachfolgend konkret Stellung.  

Zu 3.4. Zuwendungsvoraussetzungen   

Bereits im Schulgesetz ist geregelt, dass Sprachfördergruppen sowohl in 
Kindertageseinrichtungen als auch an Schulen durchgeführt werden können.  

Da laut Schulgesetz das System Schule die Verantwortung für die Umsetzung der 
verbindlichen Sprachfördergruppen inne hat, führt dies zu neuen Schnittstellen 
zum System der Kinder- und Jugendhilfe, geregelt im SGB VIII, und somit 
zwischen zwei unterschiedlichen Systemen mit unterschiedlichen 
Rechtsgrundlagen, Aufsichtspflichten und organisatorischen Abläufen. 

Wie bereits in unserer Stellungnahme vom September 2024 zur 
Schulgesetzänderung angemerkt, muss die Schnittstelle klar geregelt sein, was 
mit den Maßgaben des § 2 sowie der §§ 5 bis 8 Sprachgruppenförderverordnung 
de facto nicht der Fall ist.  

Deshalb bleiben in Ziffer 3.4. dieses VwV-Entwurfs einige 
Zuwendungsvoraussetzungen mit dem Verweis auf eben genannte Regelungen 
weiter ungeklärt.  

 So erfolgt die Feststellung eines intensiven Sprachförderbedarfs gemäß 
Schulgesetz und VwV-Entwurf allein durch die Schulleitung der zuständigen 
Grundschule. Damit wird eine zentrale Entscheidung außerhalb der 
Kindertageseinrichtung getroffen, die das Kind bisher begleitet hat. Deshalb 
sollte die Expertise der pädagogischen Kita-Fachkräfte als diejenigen, die das 
Kind in seiner sprachlichen Entwicklung über Jahre hinweg kennen, 
systematisch eingebunden werden.  

 Ungeklärt bleibt nach wie vor auch, ob und in welcher Form die 
Schulbehörden Entscheidungen für das System der Kinder- und Jugendhilfe 
treffen können. Was passiert z.B. im Falle von unterschiedlichen 
Auffassungen zwischen einem Kita-Träger und der Schulaufsicht, wenn der 
Kita-Träger der Meinung ist, die Kriterien für die Einrichtung einer 
Sprachfördergruppe sehr wohl zu erfüllen, die Schulaufsichtsbehörde das 

Reiner, Katja
Mit dem Kultusministerium
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Förderangebot des Trägers jedoch als nicht geeignet ansieht.  
Mit anderen Worten: Darf eine Schulaufsichtsbehörde einem freien Träger 
der Jugendhilfe, der zwar laut Gesetz keine Sprachfördergruppe einrichten 
muss, dies aber tun möchte, verbieten, eine Sprachfördergruppe 
einzurichten? In der Gesetzesbegründung der Schulgesetzänderung wird 
zwar davon gesprochen, dass es keinen Eingriff in die Trägerautonomie gäbe 
(der Kita-Träger muss nicht eine Sprachfördergruppe einrichten), doch es 
wäre ein Eingriff in die Trägerautonomie, wenn der Kita-Träger das Angebot 
einrichten will, aber sein Angebot von der Schulaufsicht als nicht 
verpflichtungserfüllend eingestuft wird. Zudem steht für diesen Fall sowie 
auch für den Fall, dass sich mehrere Träger im Bezirk der Schulbehörde 
bewerben und sich diese entscheiden muss, keine Schiedsstelle zur 
Verfügung, an die sich der freie Jugendhilfeträger werden könnte. 

Die mit der Schulgesetzänderung offen gebliebenen Fragen wurden bisher und 
werden auch mit dieser VwV wieder nicht beantwortet.  

Zu 3.4.3. Gruppengrößen bzw. -zusammensetzung  

Vor dem Hintergrund der im Entwurf vorgesehenen Gruppengröße von bis zu 
zwölf Kindern halten wir es für zwingend notwendig, den Einrichtungen vor Ort 
einen fachlich begründeten Entscheidungsspielraum zu ermöglichen. Die päda-
gogischen Fachkräfte kennen die Kinder sowie deren sprachlichen Entwicklungs-
stand und können fundiert einschätzen, ob eine Gruppengröße von mehr als 
sechs bis acht Kindern pädagogisch noch verantwortbar und förderwirksam ist. 

Wir regen daher an, in der Verwaltungsvorschrift ausdrücklich festzuhalten, dass 
Gruppengrößen flexibel nach pädagogischem Ermessen begrenzt werden dürfen 
und insbesondere die Möglichkeit besteht, bei mehr als acht Kindern eine zu-
sätzliche Sprachfördergruppe einzurichten, ohne dass dies zu Lasten der Förder-
fähigkeit geht. 

Eine solche Ermessensregelung trägt sowohl dem individuellen Förderbedarf der 
Kinder als auch der pädagogischen Verantwortung der Einrichtungen Rechnung 
und steht im Einklang mit dem bewährten Qualitätsanspruch vergleichbarer Lan-
desprogramme (z. B. die Intensive Sprachförderung plus im Rahmen von Kolibri 
(ISF+). 

Zu 3.5. Art, Umfang und Höhe der Zuwendungen - Beförderungszuwendung  

Die Möglichkeit einer Beförderungszuwendung klärt und regelt viele Fragen 
nicht. Es muss klar geregelt sein, wer die Verantwortung für die Organisation 
und sichere Durchführung der Beförderung übernimmt und welche Aufsichts- 
und Dokumentationspflichten bestehen. Die VwV lässt dies alles völlig offen.  
Allein die Aussagen, dass für die Beförderung 360.- € pro Kind und 
Förderzeitraum zur Verfügung stehen und Kita-Träger sowie Schulträger 
antragsberechtigt sind, klärt nicht, wer insgesamt die Verantwortung für die 
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Beförderung übernehmen muss.  
Zudem: Wer entscheidet nach welchen Kriterien grundsätzlich über die 
Erforderlichkeit der Beförderung und wie diese stattzufinden hat? Auch dies 
lässt der Entwurf offen.  
Da gemäß Schulgesetz der Schulverwaltung die Verantwortung für die 
Umsetzung der verbindlichen Sprachfördergruppen obliegt, muss sie u.E. 
konsequenterweise auch die Verantwortung sowie die Organisation der 
erforderlichen Beförderung übernehmen. Diese Klarstellung fehlt in der VwV. 
Und sollte wider Erwarten nicht die Schulverwaltung die Verantwortung haben, 
dann muss die VwV – rechtssicher – klären, wer diese Verantwortung innehat.   

Wie bereits in der Stellungnahme zur Schulgesetzänderung nachdrücklich 
formuliert, müssen wir an dieser Stelle erneut betonen, dass die Kosten für die 
Beförderung weder den Eltern noch den Kita-Trägern auferlegt werden können.  

Gleichermaßen klar ist, dass die Verantwortung für die Beförderung nicht den 
Eltern übertragen werden kann. Die mit einem Kita-Platz ermöglichte 
Vereinbarkeit von Beruf und Kinderbetreuung würde ad absurdum geführt 
werden, wenn Eltern bis zu viermal pro Woche den Transfer ihrer Kinder von der 
Kita zur Sprachfördergruppe und zurück selbst organisieren und leisten müssten; 
worst case müssten sie dafür ihre Berufstätigkeit mit allen möglichen 
Konsequenzen (z. B. geringeres Einkommen bis zum Bezug von Grundsicherung) 
einschränken bzw. aufgeben.  

Bezüglich der Beförderung bedarf es auch noch klarer Aussagen zur 
Versicherungslage, insbesondere für den Fall, dass externe Dienstleister beteiligt 
sind. Ohne verbindliche Regelungen entsteht ein erhebliches organisatorisches 
und haftungsrechtliches Risiko. 

Die Passage zur Beförderung abschließend müssen wir feststellen, dass der im 
SGB VIII zu Grunde gelegte und von uns wiederholt angemahnte Kinderschutz, 
gerade auch im Rahmen der Beförderung, immer noch nicht gewährleistet ist. 
Für Kinder, die zur Teilnahme an einer Sprachfördergruppe an einen anderen 
Förderort gebracht werden müssen, fehlen konkrete Regelungen zur 
Aufsichtspflicht. Es muss eindeutig definiert werden, wer während des Hinwegs, 
während der Durchführung der Förderung sowie während des Rückwegs 
verantwortlich ist. 
Ohne klare Vorgaben entsteht eine erhebliche Rechtsunsicherheit für Träger, 
Einrichtungen und Eltern und den betroffenen Kindern drohen schlimmstenfalls 
Gefährdungen. Gerade angesichts der Tatsache, dass es sich um Vorschulkinder 
mit teilweise erheblichem Unterstützungsbedarf handelt, bedarf es einer klaren 
Zuweisung der Verantwortlichkeiten, um die Sicherheit der Kinder jederzeit zu 
gewährleisten.  

Wir halten es für verantwortungslos, wenn die Landesregierung den 
Kinderschutz bei der Beförderung der Vorschulkinder außer Acht lässt, und 
appellieren noch einmal an alle Verantwortlichen, diesen so rasch wie möglich – 
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auch für die gegenwärtig noch freiwillig zu besuchenden – Sprachfördergruppen 
zu gewährleisten.  

Zu 3.5 Art, Umfang und Höhe der Zuwendungen - Personalkostenzuwendung 

Die Verwaltungsvorschrift sieht vor, dass Sprachfördergruppen mit einer 
Größe von acht bis maximal zwölf Kindern gebildet werden können. Die 
Personalkostenpauschale in Höhe von 1.000 Euro pro Kind und Förder-
zeitraum ist jedoch auf 8.000 Euro pro Gruppe begrenzt. Für Kinder, die 
über diese Gruppengrenze hinaus teilnehmen, wird keine zusätzliche Per-
sonalkostenförderung bereitgestellt, obwohl sich der personalbezogene 
Aufwand der Förderung durch eine größere Gruppenstärke erhöht. 

Diese Deckelung führt zu einer systematischen Unterfinanzierung von 
Gruppen, die mehr als acht Kinder umfassen. Da der Personalaufwand 
proportional zur Gruppengröße steigt und es pädagogisch nicht vertret-
bar ist, größere Gruppen ohne zusätzliche Personalstunden zu führen, 
muss die Verwaltungsvorschrift hier eine Anpassung vorsehen. 

Ein weiterer wesentlicher Punkt betrifft die Ausgestaltung der Zuwendungen. 
Die Verwaltungsvorschrift enthält keine Regelungen für die finanziellen Folgen 
veränderter Rahmenbedingungen, die in der praktischen Umsetzung jedoch re-
gelmäßig auftreten: Kinder ziehen weg, die Sprachförderkraft fällt längerfristig 
aus oder kündigt, Gruppen sinken unter die Mindestgröße oder Kinder fehlen 
über längere Zeit. Diese Situationen führen zu Unwägbarkeiten für die Träger, da 
unklar bleibt, wie sich solche Entwicklungen auf den Anspruch, die Höhe oder 
eine mögliche Rückforderung der Zuwendung auswirken. Durch diese finanziel-
len Risiken werden viele Träger nicht motiviert sein, die Sprachfördergruppen in 
der eigenen Kindertageseinrichtung anzubieten, obwohl gerade dies pädago-
gisch am sinnvollsten und organisatorisch am stabilsten wäre.  

Eine praxistaugliche Ausgestaltung der VwV sollte daher klare und verlässliche 
Regelungen zu Abwesenheiten, Unterjährigkeitsveränderungen, krankheitsbe-
dingten Ausfällen und Gruppenfluktuationen enthalten. Nur so kann gewährleis-
tet werden, dass Träger die Verantwortung für Sprachfördergruppen überneh-
men, ohne unkalkulierbare finanzielle Risiken tragen zu müssen. 

Zu 4.3.4 Auszahlung  

Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt erst nach Bestandskraft des 
Zuwendungsbescheids. Dies führt dazu, dass kleine Träger und Einrichtungen die 
Sprachförderung unter Umständen über mehrere Monate hinweg vorfinanzieren 
müssen. Die Verwaltungsvorschrift sollte daher Wege aufzeigen, wie eine 
finanzielle Überbrückung ermöglicht oder wie das Risiko der Vorfinanzierung 
reduziert werden kann. 
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Zu 4.4. Verwendungsnachweis  

Ausdrücklich begrüßen möchten wir, dass der Antrag zugleich als 
Verwendungsnachweis gilt. Als problematisch betrachten wir allerdings, dass für 
eine mögliche Einzelfallprüfung auch die Belege für die Sachkosten getrennt 
aufbewahrt werden müssen. Dies treibt den bürokratischen Aufwand (für 
lediglich 200 Euro pro Kind -) unnötig in die Höhe. Wir schlagen deshalb vor, die 
Sachkosten von dieser Belegungspflicht auszunehmen.  

Soweit unsere Anmerkungen zu den konkreten Regelungen.  

Gleichwohl der Kinderschutz nicht Gegenstand dieser VwV ist, möchten wir 
dennoch explizit auf einen weiteren Regelungsbedarf hinweisen: 

Informationswege/Datenschutz in Kinderschutzverfahren  

Zwingend geregelt werden müssen auch die Verfahren für 
kinderschutzrelevante Tatbestände/Beobachtungen, wenn sich das Kind in einer 
verbindlichen Sprachgruppe am Lernort Schule befindet. 
Kindeswohlgefährdungen sind in der Kita über das SGB VIII klar geregelt. Diese 
Regelungen fehlen am Lernort Schule. Deshalb braucht es klare Vorgaben für die 
datenschutzkonforme Kommunikation zwischen Kita, Schule und Träger für die 
Weitergabe relevanter Informationen und für das Vorgehen bei 
Verdachtsmomenten. Ohne verbindlich geregelte Verfahrenswege entsteht eine 
Kinderschutzlücke, da unklar bleibt, wer welche Informationen einbehalten, 
weitergeben oder bewerten darf. Eine eindeutige Regelung zum Umgang mit 
sensibel zu handhabendem Wissen über das Kind, auch im Rahmen der 
Einschulungsuntersuchung, ist daher unverzichtbar. 

Abschließende Bewertung  

Die Engführung der VwV auf die Gewährung von Zuwendungen hat zur Folge, 
dass einige fachliche, rechtliche und organisatorische Fragestellungen noch 
immer nicht geklärt sind. Insbesondere die zentralen Fragen zur Beförderung der 
Kinder von der Kita an einen externen Lernort der Sprachfördergruppen, nämlich 
nach der Verantwortung für die Beförderung sowie die Frage nach deren 
Organisation, bleiben weiterhin offen.  
Vor allem müssen wir - um das Wohl der Kinder willen - den Kinderschutz bei der 
Beförderung erneut und nachdrücklich anmahnen. Es kann nicht sein, dass erst 
etwas passieren muss, bis dem Kinderschutz Rechnung getragen wird. Sollte 
diese VwV zur Gewährung von Zuwendungen nicht entsprechend ergänzt 
werden, bitten wir eindringlich darum, diese noch fehlenden 
Rahmenbedingungen gesondert – und rechtssicher für alle Akteur*innen – zu 
regeln.  

Mit Blick auf den konkreten Inhalt der VwV lässt sich festhalten, dass immer 
noch so viele Rahmenbedingungen unklar sind, dass die Bereitschaft der Kita-
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Träger, eigene Sprachfördergruppen einzurichten, nicht gestärkt wird. Dabei 
wäre die Durchführung der Sprachförderung in den vertrauten Räumen der Kita 
mit dem den Kindern bekannten Personal die bestmögliche Alternative und 
würde auch den Kinderschutz auf einfache Art und Weise sicherstellen. 

Exkurs:  
Es braucht eine Klärung der Beziehungen zwischen den einzelnen Maßnahmen 
der Sprachförderung in Baden-Württemberg! 

Diese VwV zur Gewährung von Zuwendungen ist mittlerweile eine von vielen 
Verwaltungsvorschriften zur Umsetzung des Programms SprachFit. Sie bleibt – 
wie auch die anderen Verwaltungsvorschriften – unklar im Hinblick auf die 
Abgrenzung bzw. Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen Säulen von 
SprachFit und weiteren etablierten Landesprogrammen.  

Eine praxistaugliche und kohärente Umsetzung aller Sprachfördermaßnahmen 
wie  

• die alltagsintegrierte Sprachbildung in der Kita, 
• ISF+, 
• die verbindliche Sprachförderung im letzten Kindergartenjahr, 
• die Funktion der Fachkraft Sprache, 
• die Rolle des Fachdienstes Sprache 

erfordert, dass konkret beschrieben wird, wie diese sinnvoll ineinandergreifen. 
Wir regen deshalb an, dass die zahlreichen nacheinander in Kraft gesetzten 
Regelungen von SprachFit und weiteren Landesprogrammen in eine klare 
Systematik gebracht werden und diese Synopse allen Akteur*innen 
entsprechend kommuniziert wird. Dies ist mehr als wünschenswert, um 
Missverständnisse, parallele Strukturen, Doppelverantwortlichkeiten und 
widersprüchliche Anforderungen zu vermeiden. 

Für Rückfragen bzw. zur weiteren Diskussion unserer Anregungen stehen wir 
gerne zur Verfügung.  

 

     

Beatrix Vogt-Wuchter                           Michael Spielmann 
Vorstandsvorsitzende               Liga-Ausschuss Kinder, Jugend Familie 
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